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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Januar 2023 
 
 
Dienstag, 10.01.2023   Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
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Vorrangiges Unternehmensinteresse: Outplacement-Leistungen berechtigen zum Vorsteuerabzug 
 

Unternehmen sind zum Vorsteuerabzug berechtigt, soweit sie die entsprechenden Leistungen für ihr 
Unternehmen und damit für ihre wirtschaftliche Tätigkeit zur Erbringung entgeltlicher Leistungen 
verwenden. Am Bezug der Leistung muss also ein vorrangiges Unternehmensinteresse bestehen. 
Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) ist ein solches Unternehmensinteresse auch 
anzunehmen, wenn ein Unternehmen sogenannte Outplacement-Leistungen zwecks Personalabbaus 
einkauft. 
 

Im zugrunde liegenden Fall wollte ein Unternehmen seinen Personalaufwand – und damit die Beleg-
schaft – reduzieren. Die Mitarbeiter waren aber zum großen Teil aufgrund von Tarifverträgen 
unkündbar und unbefristet beschäftigt, sodass der Personalabbau nur auf freiwilliger Basis und mit 
Zustimmung der betroffenen Mitarbeiter erfolgen konnte. Das Unternehmen beauftragte daraufhin 
ein Outplacement-Unternehmen, um einen freiwilligen Wechsel der Mitarbeiter anzuregen und sie 
hinsichtlich einer Neuorientierung zu betreuen, zu beraten und zu unterstützen. Die Beratung 
beinhaltete u.a. eine Standortanalyse der Mitarbeiter, Bewerbungstrainings, eine Perspektiv- und 
Motivationsberatung sowie Vermittlungstätigkeiten. 
 

Das Finanzamt versagte dem Unternehmen den Vorsteuerabzug aus den personenbezogenen 
Outplacement-Leistungen und vertrat den Standpunkt, dass nicht das Unternehmensinteresse  
im Vordergrund gestanden hatte, sondern das Eigeninteresse der Mitarbeiter an einer Beratung. 
 

Der BFH ließ den Vorsteuerabzug jedoch zu und erklärte, dass das Interesse des Unternehmens an 
einem Personalabbau höher wog als das Interesse der unkündbaren und unbefristeten Beschäftigten 
an einem neuen Arbeitsplatz. Durch die Outplacement-Beratung wurde den Beschäftigten ein 
ursprünglich nicht gewünschter Vorteil aus unternehmerischen Gründen „aufgedrängt“. Das Unter-
nehmen war somit im Ergebnis zum Vorsteuerabzug aus den bezogenen Leistungen berechtigt. 
 

Unterbeteiligungsvertrag: Finanzierungsdienstleistung mehrwertsteuerfrei 
 

Die Gewährung einer Finanzierung an den sogenannten Originator (Initiator) im Rahmen eines 
Unterbeteiligungsvertrags fällt unter den Begriff der Kreditgewährung im Sinne der 
Mehrwertsteuerrichtlinie. Damit ist die Leistung des Unterbeteiligten steuerfrei. Dies hat der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem polnischen Vorabentscheidungsersuchen klargestellt. 
 

Im Ausgangsverfahren plante ein polnischer Investmentfonds den Abschluss von Unterbeteiligungs-
verträgen mit Banken oder Investmentfonds. In den jeweiligen Verträgen verpflichten sich der 
Unterbeteiligte und der Originator gegenseitig: der Unterbeteiligte dazu, dem Originator eine Finan-
zierung zu gewähren, und der Originator dazu, dem Unterbeteiligten die Einnahmen aus den Forde-
rungen zu überweisen. Die Schuldtitel verbleiben im Vermögen des Originators. Dieser erhält eine 
Dienstleistung gegen ein Entgelt, das der Differenz zwischen dem Prognosewert der Einnahmen aus 
den Forderungen und der Höhe der vom Unterbeteiligten ausgezahlten Finanzierung entspricht. 
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Der Investmentfonds beantragte die Erteilung eines Steuervorbescheids beim polnischen Finanz-
ministerium, um zu klären, ob die von ihm als Unterbeteiligtem zu erbringenden Leistungen 
mehrwertsteuerfrei sein könnten. Nach Auffassung des polnischen Finanzministeriums unterliegen 
die Umsätze des Unterbeteiligten jedoch dem allgemeinen Mehrwertsteuersatz von 23 %.  
Gegen den Steuervorbescheid erhob der Investmentfonds Klage. 
 

Das polnische oberste Verwaltungsgericht wollte nun wissen, ob es sich bei der Leistung des Unter-
beteiligten um eine von der Mehrwertsteuer befreite Kreditgewährung handelt, und rief dazu den 
EuGH an. Dieser bejahte die Frage. Die von dem Unterbeteiligten erbrachten Dienstleistungen fallen 
in den Anwendungsbereich der Mehrwertsteuerrichtlinie, da sie gegen Entgelt erbracht werden. Die 
Form der dem Unterbeteiligten gezahlten Vergütung ist für die Frage, ob seine Leistung entgeltlich ist 
oder nicht, unerheblich. Die Dienstleistung, die der Unterbeteiligte dem Originator im Rahmen des 
zwischen ihnen geschlossenen Vertrags erbringt, erschöpft sich in einer einzigen Leistung, die im 
Wesentlichen in der Auszahlung von Kapital gegen Entgelt besteht. Der EuGH beruft sich damit auf 
seine frühere Rechtsprechung. Zudem weist er darauf hin, dass der Unterbeteiligte das jedem 
Kreditgeschäft inhärente Kreditrisikoträgt. Dabei ist es unerheblich, ob sich dieses Risiko aus dem 
Zahlungsausfall der Schuldner der Forderungen, aus denen die Einnahmen auf ihn übertragen wer-
den, oder aus der Zahlungsunfähigkeit seines unmittelbaren Vertragspartners ergibt. 
 

Gewerblicher Grundstückshandel: Wann beginnt die Gewerbesteuerpflicht? 
 

Für Gewerbebetriebe ist es häufig erstrebenswert, möglichst schnell unter die Gewerbesteuerpflicht 
zu fallen, damit sie ihre Anlaufverluste gewerbesteuerlich absetzen können. Setzt die Steuerpflicht 
erst später ein, sind die Anlaufkosten nicht abziehbar (d.h. nicht als Verlust feststellbar), die später 
erzielten Gewinne müssen hingegen versteuert werden. 
 

Die Hürden für die Absetzbarkeit von Anlaufkosten sind bei der Gewerbesteuer allerdings recht hoch: 
Bei Einzelgewerbetreibenden und Personengesellschaften beginnt die Gewerbesteuerpflicht 
(unabhängig von der Rechtsform ihrer Gesellschafter) stets mit Beginn der „werbenden“ Tätigkeit. 
Maßgeblich ist also, wann sich das Unternehmen mit eigenen gewerblichen Leistungen am 
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr beteiligen kann. Aufwendungen für bloße Vorbereitungs-
handlungen (z.B. Kosten für die Anmietung eines Geschäftslokals oder den Ankauf von Betriebs-
grundlagen) sind gewerbesteuerlich daher unbeachtlich. 
 

Hinweis: Im Einkommensteuerrecht lassen sich auch vorweggenommene Ausgaben abziehen, sodass 
der gewerbesteuerliche Ertrag und der einkommensteuerpflichtige Gewinn in der Gründungsphase 
durchaus auseinanderfallen können. 
 

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass die sachliche Gewerbe-
steuerpflicht eines Grundstückshändlers frühestens mit dem Abschluss eines Kaufvertrags über  
eine erste Immobilie beginnt. Erst durch den entsprechenden Kauf sei er in der Lage, seine Leistung 
am Markt anzubieten. 
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Der Entscheidung zugrunde lag der Fall einer Anfang 2011 gegründeten Gesellschaft (gewerbliche 
Grundstückshändlerin), deren Wirtschaftsjahr am 1. Juni eines Jahres begann und am 31. Mai des 
Folgejahrs endete. Im Wirtschaftsjahr 2011/2012 (01.06.2011 bis 31.05.2012) hatte sie zwar den 
Erwerb eines ersten Grundstücks vorbereitet, zum Abschluss des entsprechenden Kaufvertrags  
war es jedoch erst im Juni 2012 und damit im Wirtschaftsjahr 2012/2013 gekommen.  
Das Finanzamt erkannte den von der Gesellschaft für das Wirtschaftsjahr 2011/2012 erklärten 
Anlaufverlust von rund 1 Mio. € nicht an und war der Auffassung, dass die im Wirtschaftsjahr 
2011/2012 unternommenen Akquisetätigkeiten noch keine Gewerbesteuerpflicht begründet hätten. 
Die Feststellung des erklärten Gewerbeverlusts sei daher ausgeschlossen. 
 
Der BFH bestätigte diese Auffassung und verwies darauf, dass ein gewerblicher Grundstückshändler 
seine werbende Tätigkeit frühestens mit der Anschaffung der ersten Immobilie aufnimmt. 
Maßgeblich sei der Abschluss eines entsprechenden Kaufvertrags, denn erst hierdurch werde der 
Händler in die Lage versetzt, seine Leistung am Markt anzubieten. Vorbereitungshandlungen, die 
dem Abschluss eines entsprechenden Kaufvertrags dienten, genügten nach Gerichtsmeinung nicht. 
 

Keine anschaffungsnahen Herstellungskosten: Absetzung von Sanierungsaufwand nach Entnahme 
einer Wohnung 
 

Werden an Mietobjekten innerhalb von drei Jahren nach ihrer Anschaffung umfangreiche Instand-
setzungs- oder Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt, drohen dem Vermieter bei der Ab-
schreibung erhebliche steuerliche Nachteile: Kosten, die eigentlich als Erhaltungsaufwendungen 
sofort abziehbar sind, werden vom Finanzamt zu anschaffungsnahen Herstellungskosten um- 
gedeutet, wenn sie (ohne Umsatzsteuer) 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes übersteigen. 
Diese Umdeutung führt dazu, dass sich die Instandsetzungs- oder Modernisierungskosten nur noch 
über die reguläre Abschreibung des Gebäudes steuermindernd auswirken. Ein sofortiger steuerlicher 
Abzug ist dann nicht mehr möglich. 
 

Ob die Dreijahresfrist auch durch die Entnahme einer Wohnung aus dem Betriebsvermögen in Gang 
gesetzt werden kann, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) untersucht. Im zugrunde liegenden Fall 
hatte der Kläger eine Wohnung aus seinem landwirtschaftlichen Betriebsvermögen entnommen und 
im Anschluss daran grundlegend saniert. Die Kosten hierfür beliefen sich in den ersten drei Jahren 
nach der Entnahme auf insgesamt rund 83.000 €, die der Kläger als sofort abziehbaren Erhaltungs-
aufwand bei seinen Vermietungseinkünften geltend machte (die Vermietung erfolgte an seine 
Tochter). 
 

Das Finanzamt war der Auffassung, dass der Kläger den Aufwand nur als anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten über die Nutzungsdauer des Objekts verteilt abschreiben könne (linear mit 2 % pro Jahr). 
Der Kläger machte dagegen geltend, dass keine entgeltliche Anschaffung der Wohnung vorgelegen 
habe und die Dreijahresfrist somit nicht in Gang gesetzt worden sei, innerhalb derer anschaffungs-
nahe Herstellungskosten anfallen können. Die Entnahme sei nämlich kein anschaffungsähnlicher 
Vorgang. 
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Der BFH urteilte ebenfalls, dass die Entnahme einer Wohnung aus dem Betriebsvermögen keine 
Anschaffung im Sinne der Regelungen zu anschaffungsnahen Herstellungskosten ist, sodass die 
Baukosten zu Unrecht als solche eingeordnet worden waren. Es fehlt für die Annahme einer 
Anschaffung sowohl an der notwendigen Gegenleistung als auch an einem Rechtsträgerwechsel, 
sofern das Wirtschaftsgut in das Privatvermögen desselben Steuerzahlers überführt wird. 
 

Hinweis: Der BFH verwies die Sache gleichwohl zurück an die Vorinstanz, da noch zu klären war, ob 
die Baukosten möglicherweise nach den Bewertungsmaßstäben des Handelsgesetzbuchs zu den 
Herstellungskosten zählen. Sollte dies nicht der Fall sein, kann der Kläger seine Aufwendungen sofort 
in den Jahren der Zahlung abziehen. 
 

Unterhaltszahlungen: BAföG-Zuschüsse dürfen nicht durch Verluste gemindert werden 
 
Unterhaltsleistungen an gesetzlich unterhaltsberechtigte Personen (z.B. Kinder im Studium, für die 
kein Kindergeldanspruch mehr besteht) können bis zu einer Höhe von 10.632 € pro Jahr zuzüglich 
bestimmter übernommener Basiskranken- und Pflegeversicherungsbeiträge als außergewöhnliche 
Belastungen abgezogen werden. Der maximal abziehbare Betrag vermindert sich jedoch um 
 

 die eigenen Einkünfte und Bezüge der unterhaltenen Person, die über einen Betrag von 624 € pro 
   Jahr hinausgehen,  
 sowie um Ausbildungshilfen der unterhaltenen Person(ohne Berücksichtigung eines anrechnungs-  
   freien Betrags). 
 
Erzielt die unterhaltene Person negative Einkünfte (z.B. aus Vermietung und Verpachtung), darf 
dieser Verlust nur bei der Berechnung der Einkünfte und Bezüge abgezogen werden. Nach einem 
neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) dürfen die negativen Einkünfte nicht bei den bezogenen 
Ausbildungshilfen gegengerechnet werden. 
 

Im zugrunde liegenden Fall hatte eine von den Eltern unterhaltene Tochter im Jahr 2017 negative 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit von 350 € erzielt sowie BAföG-Zuschüsse von 4.020 € 
erhalten. Die Bundesrichter ließen keine Saldierung der Beträge zu, was den abziehbaren Unterhalts-
höchstbetrag im Ergebnis um 350 € erhöht hätte, und verwiesen darauf, dass es ansonsten zu einer 
doppelten staatlichen Förderung durch die Ausbildungszuschüsse einerseits und die Steuerentlastung 
andererseits gekommen wäre. Allein zulässig war es, die BAföG-Zuschüsse um eine Kostenpauschale 
von 180 € zu mindern. Da die Tochter keine weiteren positiven Einkünfte erzielt hatte, konnte sich 
der Verlust damit im Ergebnis nicht einkünftemindernd bei der Berechnung des Unterhaltshöchst-
betrags der Eltern auswirken. 
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